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Pressemitteilung 
 
 
Städte- und Gemeindebund verlangt vom Land weitere 120 Mio. Euro im Fi-

nanzausgleich 

 

(Potsdam) „Wir lassen uns keine Mogelpackung verkaufen“. So kommentierte der Geschäfs-

führer des Städte- und Gemeindebundes Brandenburg die Ankündigung von Staatssekre-

tärin Daniela Trochowski, der Landtag würde in dieser Woche die Kommunen stärken 

und damit seine Solidarität unter Beweis stellen. „Die Ankündigungen bleiben weit hinter 

unseren Erwartungen. Sie werden weitere Städte- und Gemeinden in die Haushaltssicherung 

zwingen, wenn der Landtag nicht nachbessert“, so Böttcher. Zu begrüßen ist die angekün-

digte Wiederaufnahme des Demografiefaktors und die Erhöhung der Mittel für die kreis-

freien Städte. Damit wird ein Ergebnis der Beiratsarbeit wieder aufgenommen, das der 

zurückgetretene Innenminister Speer noch vor der Kabinettentscheidung über den Regie-

rungsentwurf kassiert hatte. Im Finanzausgleich werde endlich ein Ansatz für politischen 

Gestaltungswillen erkennbar, der sich den Herausforderungen der Bevölkerungsverluste 

und der Wanderungsbewegungen innerhalb des Landes stellt und der in Zukunft fortent-

wickelt werden muss. Auch ist es ein Anfang, mit einer Erhöhung der Hauptansatzstaffel 

die Finanzierungsdefizite der kreisfreien Städte zu würdigen. Aber die fast ausschließliche 

Finanzierung über linke Tasche rechte Tasche verlagert die Finanzverantwortung des Lan-

des auf die Kommunen. Sie ist im höchsten Maße unsolidarisch. Das Land schmückt sich 
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mit den Federn derjenigen Städte und Gemeinden, die aus Solidarität künftig Finanzaus-

gleichsumlage zahlen sollen. „Damit werden uneingelöste Wahlversprechen verschleiert“, so 

Böttcher. Das zuständige Finanzministerium will die Veränderungen im Finanzausgleich 

fast ausschließlich durch Umverteilungen innerhalb der kommunalen Familie finanzieren. 

Selbst der Ausgleichsfonds für Not leidende Kommunen soll dafür herhalten, obwohl die-

ser in den Folgejahren der Wirtschafts- und Finanzkrise für zahlreiche Kommunen beson-

ders wichtig wird. In 2010 hatten die Kommunen Steuerverbundeinbrüche von 218 Mio. €! 

In 2011 könnten noch einmal weitere 100 Mio. € hinzukommen. Das Land kann jedoch bis 

2012 mit Mehreinnahmen von 532 Mio. € rechnen. Es ist deshalb notwendig, dass der 

Landtag den Gesetzentwurf an die November-Steuerschätzung anpasst und zugleich den 

lange strittigen Vorwegabzug von 50 Mio. € streicht. Zudem muss der Landtag den Kom-

munen 70 Mio. € für verrechnete SoBEZ bereitstellen, weil das Land den Kommunen seit 

2006 durch einen Verrechnungstrick Steuerverbundmittel vorenthält,  wie folgende Be-

rechnung aufzeigt:  

 

Landesseitig sind 70 Mio. Steuerverbundmittel infolge SoBEZ-Verrechnung auszuzahlen: 

 

Ausgleichs- SoBEZ bis 2004 ab 2005 Mehrbetrag Rückgang Rückgang
jahr: Grundlage 25% 40% 25%→40% auf Basis zusätzlich in-
2005 1.508.998 377.250 603.599 226.350 25%: folge Verrechung
2006 1.501.673 375.418 600.669 225.251 -1.831 -1.099
2007 1.487.022 371.756 594.809 223.053 -3.663 -2.198
2008 1.465.047 366.262 586.019 219.757 -5.494 -3.296
2009 1.362.493 340.623 544.997 204.374 -25.639 -15.383
2010 1.252.615 313.154 501.046 187.892 -27.470 -16.482
2011 1.150.062 287.516 460.025 172.509 -25.638 -15.383
2012 1.040.183 260.046 416.073 156.027 -27.470 -16.482

Summe: -117.204 -70.322

Kommunaler SoBEZ-Anteil nach § 11 Abs. 3 FAG ivm § 3 Abs. 1 Ziff. 2 BbgFAG
Angaben in T€

 
Berechnung StGB Brandenburg nach § 11 Abs. 3 FAG iVm § 3 Abs. 1 Ziff. 2 BbgFAG, Stand: 13.12..2010 

 
(Anm. zur Berechung: Aus der Berechnung wird ersichtlich, dass die Kommunen allein von 2006 
bis 2012 einen eigenen SoBEZ-Rückgang von rund 117 Mio. € zu verkraften haben. Zusätzlich sol-
len die Kommunen jedoch auch noch den Rückgang für eine Erhöhung verkraften, die sie seit 2006 
gar nicht mehr erhalten. Dieser Betrag beläuft sich bis 2012 auf 70 Mio. €.) 
 
„Nur mit der Kompensation von 70 Mio. € und mit der Streichung des Vorwegabzugs von 50 Mio. € 
kann das Land den Kommunen zeigen,  dass es sich tatsächlich solidarisch verhalten will“, so Bött-
cher. Insoweit hoffen die Städte und Gemeinden nun auf Einsicht im Landtag, in dem die Regie-
rungskoalition ihre Wahlversprechen zur Kommunalfinanzierung endlich einlösen sollte. 
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